
Gehört zur Ver Og Ing L~S 

Reg'erungspr5~id€nten Düsseldorf 
om -. 1 ..':- ... Z. 35.2. 22 lJJF/6 1}

l3egrundung 	zum 'Be auungsplan Nr. 163 "Am Regnit" 

der Stadt Wesel 

1. Al gemeines 

Am 26 . ~1 .1 9B5 faßte der Rat der Stadt Wesel den Beschluß zur Aufstellung des 

BebaL .gs planes Kr. 163 "Am Regnit" mit der Zielsetzung, die planungsrecht­

liche --: Vor aussetzungen für die Errichtung eines Verwaltungsgebäudes des Fern­

meldesa mtes der Deutschen Bundespost zu schaffen. Gleichzeitig beschloß der 

Rat da s Ver f ahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 87 "Am Regnit" und 

der Ände rung des flächennutzungsplanes einzustellen. 

Mit e rn \ore ntwurf für den Bebauungsplan wurde die Beteiligung der Behörden, 

Träger öffentlicher Belange und der benachbarten Gemeinden gemäß § 2 (2) und § 

4 Ba uge 5€ tzbuch (Schreiben vom 30.08.1988, Frist bis 14.10.1988) und die Bür­

gerbete~ li8ullg gemäß § 3 (1) Baugesetzbuch (öffentliche Bekanntmachung vom 

30.04. 19~6 . 	 Bürgerbeteiligung am 26.05.1986) durchgeführt. 

2. Erfordernis der Planaufstellung 
Ziel vi ele r Verwaltungen und Dienstleistungsbetriebe ist es, ihren Sitz in 
Wesel zu nehmen bzw. bei schon bestehenden Einrichtungen, die erforderlichen 
Kapa zitäten durch Erweiterung oder Neubauten neu zu schaffen. Dieses ist zum 
einen bec i ngt durch die günstige Lage innerhalb vorhandener regionaler und 
überreg i ona l er Verkehrsnetze, zum anderen durch die Bedeutung Weseis als Ent­
wicklungsschwerpunkt sowie Mittelzentrum für einen Versorgungsbereich von 
100.000 bi _ 	150.000 Einwohnern. 

Das Fernme l deamt - von zentraler Bedeutung und für weite Teile des Nieder­
rheingebietes zuständig - ist derzeit im gesamten Stadtgebiet verstreut, in 
teilweise posteigenen und angernieteten Gebäuden untergebracht. Die Zusammen­
legung der Verwaltungsbereiche an einen Standort ist nicht nur aus betrieb­
licher ~ ich t eine Notwendigkeit, sondern liegt auch im öffentlichen Interesse. 
Für Einrichtungen vorgenannter Art und Größe stehen im Stadtkern bzw. in 
stadt!cernna hen Bereichen keine geeigneten bebau baren Grundstücke zur Verfü­
gung. Al Alternative bietet sich daher nur die Möglichkeit einer Ansiedlung 
im Stadtrandgebiet unter Inanspruchnahme von unbebauten und landwirtschaftlich 
genutzten Flächen an. Im Rahmen einer Standortanalyse unter Zugrundelegung 
vielfältiger Bewertungskriterien hat sich der Standort "Kirchturmstraße" als 
der am geeignetesten herauskristallisiert. 

- Der Standort liegt verkehrsgünstig am Knoten B 58/ B 70 auch unter Berück­
sichtigung, daß ein direkter Anschluß nicht möglich ist. 

- Gewünschte Nahlage der posteigenen Liegenschaften Am Schepersweg. Gute Ver­
bindung zum Postamt am Berliner-Tor über die leistungsfähige B 58. 

- Ausreichend große Grundstücksflächen ohne zwingende Nutzungsvorgaben. 
- Repräsentativer Standort im Zusammenhang mit dem vorhandenen Gebäudekom­

plex des Krankenhauses südlich der B 58. 

Für die Innenstadt bedeutet die Auslagerung der einzelnen Verwaltungsbereiche 
des Fernmeldeamtes eine Verbesserung der Verkehrssituation in mehrfacher Hin­
sicht (Entlastung des fahrenden und ruhenden Verkehrs, verbessertes Parkraum­
angebot usw.). Darüber hinaus wird durch die Aufgabe angemieteter Wohnungen 
und Häuser Wohnraum freigesetzt. 

3. Lage und Größe des Planbereiches 
Der Bereich des Bebauungsplanes Nr. 163 "Am Regnit" liegt im östlichen Stadt­
gebiet gegenüber dem Ev. Krankenhaus auf der Nordseite der Schermbecker Land­
straße - B 58 -. Von den Plangebietsgrenzen werden überwiegend Flächen im 
Bereich zwischen Schermbecker Landstraße - B 58 -, Hagerstownstraße - B 70 ­
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Straße " . 111 ·~ che persfeld" bzw. Blumenstraße und Kirchturmstraße in einer Größe 
von 9, 08 Hek tar erfaßt. Der genaue Verlauf der vorgesehenen Planbereichsgren­
zen kann deo Bebauungsplan entnommen werden. 

4. Entwicklung aus dem F~ennut~ungsplan 


Nach § 8 Abs. 2 Baugesetzbuch sind die Bebauungspläne aus dem Flächennutzungs­

plan z u entwickeln. 

Da die im Bebauungsplan Nr. 163 zur Festsetzung vorgesehenen Planungen und 

Nutzungen von denen im rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan enthaltenen 

Nutzungsdarstellungen abweichen, ist dieser anzupassen. Dies erfolgt im Pa­

rallelverfahren durch die 37. Änderung. Damit ist die Entwicklung aus dem 

Flächennutzungsplan gegeben. 

Durch beide Bauleitpläne werden Ziele und Belange der überörtlichen Regional­

planung und Raumordnung nicht berührt. Das Plangebiet liegt innerhalb des im 

GEP ausgewiesenen Wohnsiedlungsbereiches. Die einzelnen im Bebauungsplan-Ent­

wurf vor eschlagenen Nutzungen stehen mit den Zielsetzungen des GEP in Ein­

klang. Seitens des Regierungspräsidenten wurden zur 37. Änderung des Flächen­

nutzungspla nes keine Bedenken geltend gemacht (Stellungnahme vom 14.09.1988). 

Zur Zeit l äuf t das Planverfahren zur Neuaufstellung des Gesamt-Flächennut­

zungsplanes der Stadt Wesel. 


5. Einfügung in bestehende Rechtsverhältnisse 

Der räuml i che Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 163 wird bisher von bau­

und pla nungsrechtlichen Bestimmungen nicht beeinflußt. Ein in diesem Bereich 

ehemals eingeleitetes Bebauungsplanverfahren Nr. 87 wurde gleichzeitig mit dem 

Aufstel l ung s beschluß zum Bebauungsplan Nr. 163 durch Ratsbeschluß aufgehoben. 

Rechts\'er bi nd liche Bauleitplanung schließt im Süden, auf der Südseite der 

Schermbecker Landstraße - B 58 - unmittelbar an. Dies sind im wesentlichen die 

Bebauungspläne Nr. 132 einschließlich erster Änderung und Nr. 133 sowie im 

Nahbereic h I r. 131 und Nr. 134. Während die Bebauungspläne Nr. 131 bis 133 

entlang de r B 58 Flächen für den Gemeinbedarf - Altenkrankenheim und Kranken­

haus - ode r Flächen für die Landwirtschaft festsetzen, beinhaltet der Bebau­

ungsplan . r. 134 in Gänze allgemeines \vohngebiet mit einem kleinen Zentrum für 

Läden zur Deckung des täglichen Bedarfs. 

Der westlich der Hagerstownstraße - B 70 - zwischen - B 58 - und Straße "Am 

Schepersfel d " vorhandene Bebauungsplan Nr. 85 hat im östlichen Bereich Gewer­

begebiete zu~ Inhalt, teilweise auch mit eingeschränkter Nutzung, und im west­

lichen Anschluß Misch- und Allgemeine Wohngebiete. Nordöstlich des Planbe­

reiches Nr. 163, in einem Abstand von rund 180 m, liegt der Bebauungsplan Nr. 

96. Dieser setzt neben öffentlichen Grünflächen und Flächen für die Forstwirt ­

schaft hauptsächlich reine Wohngebiete fest. 

Gegenseitige Einwirkungen zwischen den vorgenannten rechtsverbindlichen Bebau­

ungsp l änen und dem Bebauungsplan Nr. 163 sind nicht zu erwarten. 


6. Bestand innerhalb und außerhalb des Planbereiches 

6.1 Innerhalb des Planbereiches 

Zwei Gewerbebetriebe, bestehend aus einer Sackfabrik und einem Blumengroßhan­

del sowie einige Wohnhäuser bilden den Baubestand. Nennenswerte Lärmbelästi ­

gungen gehen von den Betrieben nicht aus. Die betriebliche Tätigkeit be­

schränkt sich ausschließlich auf die Tageszeit zwischen 7 . 00 Uhr und 18.00 

Uhr. 

Die Sackfabrik weist ca. 3.500 qm Produktions- und Lagerhallen auf. Der An­

dienungsverkehr ist unterschiedlich und besteht teilweise auch aus einzelnen 

Lkw. Rund 20 Arbeitskräfte werden halbtags beschäftigt. 

Der Blumengroßhandel besteht aus einem massiven Hauptgebäude und einer an­

schließenden verglasten Umschlaghalle mit Treibhaus. Mindestens 2 Arbeitnehmer 




Jie =ägliche Anlieferung erfolgt durch einen Lkw. 
'e rkehre werden durch an- und abfahrende Pkw und 
H e von der Straße "Am Schepersfeld" unmittelbar den 

privaten StE~ ~? ~ _ ~ Z R-:2 r en . 

Die vor ha ndene . -=-r2 __ -=- der Straße "Am Schepersfeld" und die Blumenstraße 

tangieren zu- r _ _ ~E~l d s Plangebiet im Norden. Hier ist auch ein Teilstück 

des Schafwege~ er~ a =. Di e Kirchturmstraße verläuft entlang der östlichen 

Gelt~ngsbereic · es ~enze. Der Teilbereich der ehemaligen Raesfelder Straße, 

jetzt zugehörig z Straße "Am Schepersfeld" dient ausschließlich der Er­

schlie ßung de r Sackfabrik einschließlich zugehöriger Wohnhäuser. Die Kfz-Ver­

bindung zur Hagerstownstraße - B 70 - ist gesperrt. Für diesen Teilbereich ist 

ein Aufhebung s 'e r fahren eingeleitet. Das westliche Teilstück der Straße "Am 

Schepersfel .. ~st bis zur Einmündung des Schafweges relativ gut ausgebaut. Die 

Fahrbahn i - t ca. 8,00 m breit, mit einer bituminösen Schwarzdecke ausgestat­

tet, se~ tlich befestigt und weist seitlich wild bewachsene Bankettstreifen 

auf. 

Das Ge lände de s Bebauungsplanes kann im wesentlich als eben bezeichnet werden. 

Ausna hme b~ lde t eine größere Teilfäche im östlichen Geltungsbereich. Das hier 

vorhande ~e 0ber c lächenrelief zeigt neben einer leichten Bodenwelle eine nen­

nens\,er::e Geländeverfallung auf. Gegenüber dem Niveau der - B 58 - und der 

Kirch tu~s~raße beträgt der Höhenunterschied bis zu 2,0 m bzw. bis zu 1,45 m. 

Es wird ').'1 inheitlichen Bodenverhältnissen ausgegangen. 

Die ne u- cen Gru ndwassermessungen bei der Altlastenuntersuchung ergaben einen 

Pegelstar:d yon 20,30 m über NN. 

Die baulicn ni cht genutzten Grundstücksflächen unterliegen der landwirtschaft­

lichen . 'J t z ung . 


6.2 Außerhalb des Planbereiches 

Die Scherwbecke r Landstraße - B 58 - tangiert im Süden das Plangebiet und die 

Hagers to . n_~raße - B 70, - in die B 58 einmündend, liegt im westlichen Nahbe­

reich. Beide Bundesstraßen sind voll ausgebaut, teilweise mit kombinierten 

Rad- und Ge hwegen. 

Östlich und teilweise nördlich des Planbereiches grenzen bebaute Gebiete an 

ohne ve r bindliche Bauleitplanung. Dem Charakter nach handelt es sich hier um 

Reine - und Al lgemeine Wohngebiete. Die Bebauung besteht im wesentlichen aus 

Einzel- und Doppelhäusern und ist überwiegend eingeschossig. Ein Möbel- sowie 

ein Elek~rogeschäft ist vorhanden. Auf der Ecke Schermbecker Landstraße/Kirch­

turmstra ße befindet sich das Gebäude der ehemaligen Grundschule. Zukünftig 

soll hier e i n Kindergarten eingerichtet werden. 

Südlich de r Schermbecker Landstraße - B 58 - schließt das Gelände des Ev. 

Krankenhauses und des Altersheimes an. Die anschließenden Flächen werden er­

werbsgärt l.erisch genutzt. Die vorhandenen Gebäude sind 5 bzw. bis zu 7 Ge­

schosse hoch und besitzen überwiegend Flachdächer. Der Schermbecker Landstraße 

zugewandt sind die notwendigen Stellplätze angeordnet. 

Den teilweise nördlichen und westlichen Planbereichsanschluß bis zur Hagers­

townstraße bilden überwiegend landwirtschaftlich genutzte Flächen. Im Kreu­

zungsbereich B 58/B 70 ist ein Wohnhaus mit Nebengebäuden vorhanden. 

Westlich der Hagerstownstraße schließen teilweise bereits genutzte gewerbliche 

Bauilächen an. 


7. Planinhalt 

7.1 Erschließung 
Ein unmittelbarer Anschluß an die Bundesstraßen - B 58 - und - B 70 - ist 
wegen der Standortlage außerhalb der Ortsdurchfahrt nicht gegeben. 
Die verkehrliehe Erschließung der geplanten baulichen Nutzung erfolgt über 
Stichstraßen, deren Verkehrsaufkommen direkt oder indirekt vom Straßenzug "Am 
Schepersfeld" I Blumenstraße aufgenommen und im wesentlichen über den außer­
halb des Bebauungsplanbereiches liegendenVerkehrsknoten Hagerstownstraße 



abgeleitet und verteilt wird. 
Es wird 3 \'':) 3...s~ S'm."f? • ~aß der vorhandene und durch Beschilderung gere­
gelte Knote- ~L. :: ~ e!" Lage i st, zusätzliche Verkehre aus dem Bebauungsplan­
gebiet auiz __ e te s ich die Signalisierung des Knotens als notwendig 
erweis n . is _ t: rechen er Ausbau zu veranlassen. 
Der Straßen~ "'- _C t:" ersfe ld" I Blumenstraße - nur zum Teil ausgebaut ­
erfül l t he ~e :e-~:_= :i2 ufgaben einer Ortsteilverbindungsstraße mit Sammel­
funkt ion . ~- : s -~~=~ ~n_ di es en Vorgaben ist auch der Ausbau vorgesehen. Ziel 
der Pl an n e:. E_~ eine Verbreiterung der Straßenverkehrsfläche über das 
derze i tig - _ ~-a _ ~ - e aß soweit wie möglich zu verzichten. Ausnahme bildet die 
vorha nde'le _= e ="" _'" im [urvenbereich in Höhe der Einmündung des Schafweges. 
Die S icher~e ' ~ _'la Leichtigkeit des Verkehrs erfordert hier die Inanspruch­
nahme pr ~ 'a~er ~r~nd stücksflächen auf beiden Seiten. 
Zur Siche ~- ·.ilig des Schulweges sind im Endausbau beidseitig vom Fahrverkehr 
getre nn- , ~m~~nierte Rad- und Gehwege in Mindestbreite angeordnet. Dabei wird 
in dem bEi s~i-~ g bebauten Bereich, wo die vorhandene Gesamtstraßenbreite 
beibe ha_te r e r den soll, auf seitliche Schutzstreifen zwischen Fahrbahn und 
Rad-Geh,e~ 'erz ' c tet. Die vorgesehene Ausbaubreite der Fahrbahn von 6,00 m 
ist in dE~ _a~e, den anfallenden Kfz-Verkehr zu bewältigen. 
Auch die 3J- ies en Straßenzug geführten öffentlichen Buslinien sind dabei 
ausreiche~: ~erücksichtigt. Aufgrund der relativ schwachen Frequentierung 
durch Bus:a~r:en und des geringen Busbegegnungsverkehrs ist die vorgesehene 
Ausbau brei:e angemessen und läßt Begegnungsverkehr mit einer Geschwindigkeit 
bis zu 6~ -. - h zu . 
Auf de n :::.:ra._enzug "Am Schepersfeld"/Blumenstraße sind Fremdverkehre vorhan­
den, die i 'es entliehen aus nördlicher Richtung über die - B 70 - kommen und 
in Richt n_ - B 58 - bzw. - BAB - über die außerhalb des Bebauungsplanes lie­
gende Dor5te~er Straße bzw. Rosenstraße fahren. Ihr Ziel ist es, mit vermeint­
lichem Zeitge -ion abzukürzen und den signalisierten Knotenpunkt B 70 / B 58 zu 
meiden. Jie angr enzenden Wohngebiete werden dadurch nicht unwesentlich beein­
trächti gt . E_ gi lt, diesen Verkehren die Durchfahrt zu verleiden. I nnerhalb 
des St r aße'1zuges "Am Schepersfeld"/ Blumenstraße als Ortsteil verbindungsstraße 
sind z unäc '1si: keine Naßnahmen vorgesehen. Es wird erwartet, daß die Erhöhung 
des Verkehr s.:iderstandes in der Rosenstraße durch Einbau von sogenannten "Ber­
liner Vi erecken" - wie in jüngster Zeit teilweise schon ausgeführt - aus­
reicht, das Problem zu lösen. 
Die Plansi: _ ße 1 dient ausschließlich der Anbindung geplanter Bauflächen der 
Bundespost. Die bewußt konzipierte Lage der Straße im westlichen Planbereich 
läßt den Schluß zu, daß der zukünftige Andienungsverkehr des geplanten Verwal­
tungsgebäude s des Fernmeldeamtes der Deutschen Bundespost keine negativen 
Auswirkungen auf die östlich gelegenen vorhandenen und geplanten Wohngebiete 
hat. Der Ausbau dieser Straße ist im Seperationsprinzip vorgesehen. Anderwei­
tige Erschließungsmöglichkeiten des Fernmeldeamtes etwa über die Planstraße 2 
oder über die Kirchturmstraße sind auch untersucht worden. Als Ergebnis dieser 
Alternativlösungen bleibt festzuhalten, daß die im Nahbereich vorhandenen und 
geplanten Wohngebiete hierbei unerwünschte Lärmimmission in Kauf nehmen müß­
ten. 
Die Planstraßen 2 und 3 - durch einen Rad- und Gehweg miteinander verbunden ­
erschließen die geplanten Wohngebiete. Der Ausbau dieser Straßen soll im 
Mischprinzip erfolgen. Für Bedienstete, die ihren Arbeitsplatz über die Bus­
linie !lAo Schepersfeld" / Blumenstraße erreichen, ist eine direkte Zuwegung über 
die Planstraße 2 möglich. Mit Ausnahme der Rad- und Fußwegverbindung ist die 
vorhandene verkehr liehe Abbindung der Kirchturmstraße von der Schermbecker 
Landstraße - B 58 - Bestandteil der Planung. 
Die beste~ende Straßenverkehrsfläche der - B 58 - wird auf der Nordseite um 
5,00 0 verbreitert, um auch hier, wie auf der Südseite, einen kombinierten 
Rad- / Gehweg anlegen zu können. Hiermit ist gleichzeitig auch eine gefahrlose 
Anbindung der Bushaltestelle gegeben. 
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Das vorhandene in 
südwest lic her R:'ch __'C e • er~aufene Teilstück der "Alten Raesfelder Straße" ­

ßung des hes :e e~ e _e 
=I-e?e ::-~feld" gehörig - dient nach wie vor der Erschlie­

'crbebetriebes mit den dazugehörigen Wohnhäusern. Die 
Einmünd 'ng A'e~e 3 5 _ r1~en t eil stückes in den eigentlichen Straßenzug "Am Sche­
persfe ld " 'B:,:"::'e:13 _ !" ~ " ':'rd neu geordnet. 
Das i m Plan ?e ie: . _- a ene Teilstück der Dorstener Straße soll gänzlich 
aufgehobe!l 'erden . a- :'t entfällt gleichzeitig auch die direkte Rad- und Fuß­
wegver bindun_ z_~ BI ,enstraße. Für die derzeit vorhandene private Zufahrt muß 
sO\"eit mög::'':'cr i:: r. sa=.z geschaffen werden. 
WendemögLL~:-ei::~ - i asymetrischer Form sind an den Enden der Planstraßen 1 ­
3 sOKie a;!l::: : 'l ot der Kirchturmstraße angelegt. Wegen der besseren fahr­
geometrisc~ea ~~~enschaften sollen Wendeanlagen für linkseinschlagende Fahr­
weise aus3e: eo=' ~erd en. In diesen Fällen mußte aber aufgrund von vorgegebenen 
Grund stucKsgre - zen und Grundstückszuschnitten, aber auch wegen der teilweise 
besseren ~JS ~zung smöglichkeit von Grundstücksflächen, von dieser Regelung 
abge vichen 'eruen . Für den ruhenden Verkehr werden im öffentlichen Straßenraum 
ausreicher. _ .ar ·~öglichkeiten geschaffen. 
Die Ver- unj =.t s orgung der Plangebiete erfordert die Erweiterung bestehender 
LeitunDe~ sOwie Lei tungsneuverlegungen. Die vorhandene Trafostation des R\VE am 
Ende der ~ ~ :'rc~ _ urmstraße ist planerisch berückSichtigt und bleibt erhalten, 
jedoch mi t ::-~_ uzi ertem Grundstückszuschnitt. Die Versorgung der Bevölkerung 
mit de n ~ingen des täglichen Bedarfs ist durch einen vorhandenen Lebensmit­
telmark _ a~~ der Ecke Wittenberger Straße/Aaper Weg, durch Läden lm Bereich 
Feldstra3e Tanne nstraße und ansonsten durch vorhandene Verbrauchermärkte an 
der Rudol :-Die_el -Straße gesichert. Zusätzlich ist ein kleines Ladenzentrum im 
Bebauun -s plai , r . 134 geplant. 

7.2 Bauliche und sonstige Nutzungen 

a) Flächer fü r den Gemeinbedarf 
Bei dieser Fläche handelt es sich ausschließlich um den Standort des Verwal­
tungsge bäude s für das Fernmeldeamt der Bundespost. Das Fernmeldeamt Wesel ist 
für eine fläche von 2.200 qkm mit 606.000 Einwohnern im Bereich der Oberpost­
direkt i on Düsseldorf zuständig. Stützpunkte sind in Moers, Geldern und Kleve 
vorhanden . Rund 1.500 Mitarbeiter beschäftigt das Amt, von denen 800 Mitarbei­
ter in \,'e se l und davon ca. 600 Bedienstete im Verwaltungsbereich angestellt 
sind. Ei n ze ntrales Verwaltungsgebäude ist zwingend erforderlich. Die 

baul iche Nutzung ermöglicht dem Bauträger eine optimale und flexible 
Ausnutzung f ür die Objektplanung hinsichtlich des Bauprogramms und der archi­
tektonisc hen Gestaltung. Die Grund- und Geschoßflächenzahl 
unter Ber ücksichtigung der geplanten Geschoßzahl entspricht dem höchst zuläs­
sigen : utzungsmaßes eines allgemeinen Wohngebietes, was wiederum dem Charakter 
angre~zender vorhandener Baugebiete entspricht. Mit der Placierung der Bauzone 
aussch ießlich im östlichen Grundstücksbereich ist eine klare Orientierung 
über die Lage des geplanten Verwaltungsgebäudes gegeben. Gleichzeitig ist die 
notKendi ge Stellplatzfläche für Bedienstete und Besucher im direkten Anschluß 
an die Erschließungsstraße und unterhalb des Gewerbegebietes sinnvoll angeord­
net. Eine Beeinträchtigung der nord-östlich gelegenen geplanten Wohngebiete 
kann damit vermieden werden. 
Das in den textlichen Festsetzungen aufgenommene Baumpflanzgebot für einhei­
mische Bäu~e (je 4 Stellplätze ein Baum) sichert die flächendeckende Durch­
grünung des gesamten Stellplatzbereiches und die gute Einbindung in die an­
schließen e freie Landschaft. Mit der Großgrünbepflanzung werden der notwen­
dige Eingriff in Natur und Landschaft gemildert und die negativen ökologischen 
Folgen so gering wie möglich gehalten. In Verbindung mit den Baumstandorten 
sind Pflanzbeete festgesetzt, die der gänzlichen Flächenversiegelung entgegen­
stehen. lnter Berücksichtigung aller Belange stellt diese Planung die beste 
Lösung Jar. 
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b) Gewerbegebi e _e 
Die geordnete - tädte ::l'L2 _ Q.E En t'.dcklung erfordert die Einbeziehung der vor­
handenen Ge~erbe:e= ~ie ~ _ 3 den Bebauungsplan. Die Betriebe stellen in der 
Örtlichkeit i~ .e~:~- _~g J~ L der unmittelbar angrenzenden Wohnnutzung eine 
Gemengelage ea ~ . vi~ J~ sagen eines vorliegenden Schallgutachtens attestieren 
jedoch den Be:~ie!l"? e':'1e nicht störende gewerbliche Tätigkeit (vergleiche 

rSchallgutach _e ) ~~~te im Bereich vorhandener und geplanter Wohnnutzungen. 

bestätigen . da ' ~e_ a _ ' r retende Lärm am Tage unterhalb des Planungsrichtpegel 

für Allge eine .. ~~ . EDiete liegt(Sackfabrik geschätzt (40 dB (A); Blumenhandel 

51,2 dB CA) . . ac _s 'ird nicht gearbeitet. Sonstige Emissionen gehen von den 

Betrieben n~c : 3~5. 


Ziel der P_H _ g ~5 : es, ein Nebeneinander von gewerblicher Nutzung und ge­

planter, aber au~~ orhandener Wohnnutzung zu ermöglichen und planungsrecht­

lich zu sie ern . E i st daher erforderlich das durch Gutachten festgestellte 

und i m Be z~ = a_' : ~-Gebiet nicht störende Emissionsverhalten der bestehenden 

Gewerbegeaie~E :estzuschreiben;-dies gilt auch für etwaige Betriebsumstel­

lungen ode .'ellE siedlung von Betrieben. Aus diesem Grund trifft der Bebau­

ungs plan =o_ge~'e textliche Festsetzung: 

Innerha ~ b ~es ~E ebietes sind die Gewerbebetriebe zulässig, die zum Zeitpunkt 

der Rech _ ~;r ~ ~_ des Bebauungsplanes bereits Bestand hatten. 

Andere Ge erbegebiete im Sinne des § 8 BauNVO sind ebenfalls zulässig, wenn 

sie - I, er5~ ', e'l mi t dem Nutzungsbestand - ein gleiches oder geringeres Emis­

sions\' rhal ~ en '18c hweisen können. 

Durch di e L€x : liche Festsetzung wird sichergestellt, daß ein ungestörtes Ne­

beneinander VJn Wohnen und Gewerbe unverändert erhalten bleibt. 


c) Allgemei :1e \\'ohngebiete 

In Anlebnupg an die anschließende vorhandene Nutzung und zur Arondierung sind 

die im nor - äst i chen Plangebiet vorhandenen freien Flächen der Wohnbebauung 

zugeordne:. Den heutigen Bedürfnissen an Schaffung von neuem Wohnraum gerecht 

werdend. ~5 [ ausschließlich eine ein- bis zweigeschossige Einzel- oder Doppel­

hausbebauung vorgesehen. Der Abstand zur emitierenden - B 58 - ist so groß 

gewählt, caß aktive Schallschutzmaßnahmen nicht erforderlich werden. 


d) Öffentliche Grünflächen 

Zwischen de r Geoeinbedarfsfläche mit der geplanten mehrgeschossigen Bebauung 

und der \'or ha ndenen \.Johnnutzung auf der Ostsei te der Kirchturmstraße ist eine 

Grünanla e konzipiert. Sie dient im wesentlichen der Gliederung und der teil ­

weisen Erhal tung derzeitig vorhandener unbebaubarer Grundstücksflächen. 

Wegen der stark lärmemitierenden - B 58 - kommt eine Wohnnutzung in diesem 

Bereich nicht in Betracht. Der Kostenaufwand für erforderliche aktive Schall ­

schutzw.a ßnahmen steht in keinem Verhältnis zum erzielten Nutzen. Auch aus 

stadtgestalterischer Sicht sind solche baulichen Maßnahmen soweit wie möglich 

auszuschließen. 


e) Fläc~en mit Pflanzgebot 

Auf deT. Baugrundstück der Gemeinbedarfsfläche sind zwei Flächen mit Pflanzge­

bot für einheimische Bäume und Sträucher vorgesehen. Diese schaffen im Zusam­

menhang mit der geplanten Begrünung der Fläche für Stellplätze und der öffent­

lichen Verkehrsräume eine gute Durchgrünung und Gliederung des Plangebietes. 

Hervorzuheben ist das Pflanzgebot parallel zur - B 58 - . Diese Bepflanzung 

bildet die Fortsetzung der in den benachbarten Bebauungsplänen festgelegten 

öffentlichen und privaten Grünflächen - Sichtschutzpflanzung - und erfüllt 

ihre Aufgabe in gleicher Weise. Die Festsetzung der Fläche mit Pflanzgebot 

schließt seine Anrechenbarkeit bei der Bestimmung des Maßes der baulichen 

Nutzung nicht aus. 
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f) Flächen f ür aie 
Die im nord-wes : !i liegenden unbebaubaren Grundstücke sind 
nach wie vor de= F ~c~e ~tir die Landwirtschaft zugeordnet. Diese Nutzung setzt 
sich in westl~cne :eilweise n5rdlicher Richtung fort. 

8. Schallschutz 
Basis der Pla~'~ ~ i- : ein Schallgutachten des Institutes für Umweltmeßtechnik. 
Der geplantt~ _ 5~a~~ des allgemeinen Wohngebietes zur immitierenden - B 58 ­
erlaubt deG '~~zicht a f aktive Schallschutzmaßnahmen in Form von Wällen oder 
Wänden. Die f_r~ _ run _ nach passivem Schallschutz (ausreichend gedämmte Außen­
wände und ~c; __sc t zfenster) bleibt bestehen, da das Baugebiet zur Nachtzeit 
im planu =s · ~c -tpegelüberschreitenden Gebiet liegt. Am Tage werden die zuläs­
sigen ~e ~@ ~~~ht ·"berschritten. Passiver Schallschutz kommt für diejenigen 
Gebäu de -lachen in f r age, die der Lärmquelle zugewandt sind sowie die seit­
licher, Flache~ dazu . Dachgeschosse eingeschlossen. Entsprechende Aussagen 
werder, i-: :e;J -:.€xtl ichen Festsetzungen § 4 aufgenommen. 

Für die - @ _ _ ~e de s Fernmeldeamtes der Bundespost sind keine Schutzmaßnahmen 
vorgese~en . üE i e zulässigen Richtpegel für eine solche Nutzung nicht über­
schrit~e ·~r ~en . 

Der Em -eh~~~ ~ des lärmschutzgutachters folgend, ist entlang der gemeinsamen 
Grenze \-c,n ::;::'-Ge bi et und \\TA-Gebiet mit geplanter Nutzung eine 2, SO m hohe 
Schut zwa~L ~e ~ tgelegt. Diese stellt auch den Ausgleich dar für die fehlende 
Abstands~ 'ach@ zwi schen beiden Baugebieten. Ziel ist es ebenfalls, mit dem Bau 
der akt iven ~challschutzmaßnahme einer evtl. erh5hten St5rwirkung angrenzen­
der, gewer'li~~er Stellplatznutzung vorzubeugen. 

Für die Destehende IVohnnutzung im IvA-Gebiet n5rdlich der Blumenstraße ist die 
Errichtun~ einer solchen Anlage aufgrund bestehender 5rtlicher Gegebenheiten 
unrealist _sch . Hit § 5 der textlichen Festsetzung ist jedoch auch hier das 
verträgliche : ebeneinander von Allgemeinem Wohngebiet und Gewerbegebiet gege­
ben. 

9. Ver- und Entsorgung 

a) Versor gung 
Durch Ans chluß an vorhandene Leitungen bzw. durch Leitungsneuverlegung wird 
die Versorgung des Planbereiches gesichert. 

b) Entsorgung 
Im genehmigten Entwässerungsentwurf Wesel-Ost, ist der Bebauungsplanbereich 
erfaßt und die Entwässerung im Mischsystem nachgewiesen. Aufgrund dieses Ent­
wurfes wurde die Kanalisation ausgebaut. Der vorhandene Hauptsammler in der 
Kirchturmstraße ist ausreichend dimensioniert (Durchmesser 1,80 m) um das 
anfallende Regen- und Schmutzwasser aufzunehmen, entsprechende Vorflut zur 
Zentral kläranlage ist vorhanden. 
Somit ist sichergestellt, daß alle anfallenden Regen- und Schmutzwasser 
ordnungsgemäß der Kläranlage zugeleitet und gereinigt werden. 

10. Altlasten 
Im Nordosten in unmittelbarer Nähe zur Planbereichsgrenze befindet sich der 
Altlastenstandort Nr. 11. Die genaue Lage ist nicht aktenkundig bekannt.ln 

http:bekannt.ln


den Jahre~ 191 5 - _,'v 5, _1 bier von den alliierten Streitkräften ein Bezin­
und Ö11ager be: r~ ebe r~en sein. 

Da Anla ß z er-_:u- _ ge~eben war, daß hier möglicherweise umweltgefähr­
dende Stoffe ' - ~e~ :o'e oe l angt sein könnten, hat die Stadt Wese1 ein Fach­

büro beau - _~-~L . e. ~e ~efährdungsabschätzung vorzunehmen. Die au f der Grund­

lage von B_ce- __:r ess _ngen . Baugrunderkundungsbohrungen und Grundwasserunter­

suchungen ~ _ ~ : ~~e~ _ _e. na1yse kam zu folgendem Ergebnis (verg1.Gut­
achten : "D'e ~rc 'ae ~hr ten Untersuchungen konnten die Vermutung, daß es sich 

bei de o ~n~~~ __ e~e , ebie ten um Altlastbereiche handelt, nicht bestätigen . 

Weiterge-~~ _ e :;=ersJc hu ngen sind daher nicht notwendig ~ Nach diesen Erkennt­

nissen ~~e~: e _-e Be lastung des Bodens und des Grundwasser mit umwe1tfährden­

den : t o: ~e~ ~ic- vor . 

Eine e n_s~ ce ~~ 2nde ~ennzeichnung der betroff enen Flächen im Bebauungsplan kann 

des ha~b _-te~~-eiben. 


Aufgru, _e :- Zers t örung \vese1s muß im gesamten Stadtgebiet (auch in den Außen­

bereic~e-) rit _ 1t1asten in Form von Kampfmitteln aus dem zweiten Weltkrieg 

gerect~e: 'er den . Der Bereich des Bebauungsplanes Nr. 163 liegt innerhalb 

eines benab ur fgebietes. Dem Kampf mitte1räumdienst liegen hierüber Luft-

bi lda =-3 - eI der ehemal i gen Alliierten Luftstreitkräfte vor. Vor Beginn 

der Au53~hac~tungsarbeiten sollte eine Sondierung des Geländes erfolgen. Soll ­

te s ich 1er r dacht auf evt1. Altlasten in Form von Blindgängern oder Muni­

tion be5~a=ige n, s o sind in Absprache mit dem Kampfmitte1räumdienst die ent­

spre - e~2e, Schutzmaßnahmen zu treffen. 


11. Planungsstatistik 
Die i n : . 9,08 Hektar großen Bereich des Bebauungsplanes ausgewiesenen Nut­
zunge n isen folgende Flächengrößen auf: 
- Gewerbe~e~iete 14.155 qm 
- Al lgemeine s l,.,rohngebiet 11.332 qm 
- F1ächtn für den Gemeinbedarf 35.885 qm 
- Öf f ent_iche Grünflächen 4.987 qm 
- F1äc.'-len für die Land\"irtschaft 10.026 qm 
- Öffent_iche Verkehrsflächen 14.477 gm 

90.862 qm 

12. Maßnahmen zur Durchführung der Planung 

Die für di e Durchführung der Planung erforderlichen Grundstücksflächen sind 

überwiegend durch eine Erschließungsvereinbarung gesichert. Die weiteren Flä­

chen bef inden sich fast ausnahmslos im Eigentum der Stadt Wese1, die fehlenden 

Res t fl "chen sollen auf dem Verhandlungswege erworben werden. Eine Um1egung 

wird daher nicht erforderlich. 

i'-'Iaßnahmen i m Sinne der §§ 180 - 181 Baugesetzbuch sind ebenfalls nicht erfor­

derl i c h . 

Die z ur Durchf ührung der Planung entstehenden Gesamtkosten wurden überschläg­

lich ermittelt und setzen sich wie folgt zusammen: 


a) Gr underwerbs- und Vermessungskosten ca. 900.000,-- DM 
b) Stra ßenbaukosten .. 1. 820 . 000 , -- DM 
c) Kan 1baukosten ~ 385.000,-- DM 
d) öffent liche Grünflächen und Baumanpflanzun­

gen iffi Straßenraum ~ 222.585,-- DM 
e) Ak t i ve Schallschutzmaßnahmen (Schallschutzwand)" 187.500,-- DM 

,I 3.515.085,-- DM 
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Der über~ie~end€ Bereich des Bebauungsplanes ist durch eine Erschließungsver­

einbarun ci: e~~e- ~rschließungsträger abgedeckt. 

Die Finanz~er ~~e er Kasten,die der Stadt Wesel entstehen, ist gemäß den Vor­

schrifte:. des B _ ~ esetzbuches - 6. Teil - und gemäß der Erschließungsbeitrags­

satzung so 'ie ~c~ ~= kommunalen Abgabengesetz M~ in Verbindung mit der Ent­

wässen.mossc=z~ J :::ntw""sserungsabgabensatzung der Stadt Wesel vorgesehen. 

Die er for~er _~c en Haushaltsmittel werden in den Haushaltsplänen der Stadt 

\';esel ausge iesen . 


13. Sonstiges 
Der gesa- t e Planbereich liegt in der noch nicht festgesetzten Wasserschutzzone 
III Ader ssergewinnungsanlage Obrighoven. Bei allen mit der Verwirklichung 
des Be J8u _ngs pla nes verbundenen genehmigungspflichtigen Baumaßnahmen ist die 
untere · ~s5erbehbrde zu beteiligen. 

Für d35 .lrgesehene Bebauungsgebiet sind die erforderlichen und zum Teil aus­
gewiese - ec Planstraßen so anzuordnen, daß sie für die Zufahrt von Feuerlbsch­
und Rett 10gs fahrzeugen in ihrer Bemessung geeignet sind. 

In die =: r aßen- bzw. Gehsteige sind zur Sicherstellung der Lbschwasserversor­
gung H_jr~nten nach DIN 3221 einzubauen. Diese Hydranten sind in einem Abstand 
zwische~ ~O bi s 100 m untereinander von zu planenden Gebäuden anzuordnen. 
Desweit e ren sind diese durch entsprechende Hinweisschilder nach DIN 1466 als 
solches zu kennzeichnen. 

Die f ü r de n Einsatz der Feuerwehr sicherzustellende Lbschwasserversorgung nach 
§ 1 des ~5HG beträgt unter Hinweis auf die technischen Regeln des Arbeitsblat­
tes ~ ')5 a l s notwendiger und erforderlicher Grundschutz 96 cbm/h. 

Im gesarten Bebauungsplanbereich sind sämtliche Flächen, die von Fahrzeugen 
mit Ver brennungsmotoren befahren werden, wasserundurchlässig zu befestigen und 
zu ent assern. 

Wesel, den 19.05.1989 Stadt Wesel 

~;::;mCJLr 
(Hasibether) 

BESCHEIN IGUNG 

Diese Begründung z um Bebauungspl an Nr. 163 "Am Regnit" der Stadt Wesel 
hat als Entwurfsbegründung gem. § 3 (2) BauGB nach vorheriger ortsübli ­
cher Bekanntmachung am 8 .8.89 ö f entlich ausgelegen i n der Zei t vom 
21.0. 89 bis 25.9.89 einschl . 

Wesel , den 26. Sept. 1989 



sich ke i n . erspruch . 

t-- t> T 
~ 
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ENTSC. I U G gem . § 9 (8) BauGE 
zum Bebauun -sp_-

-B~~ 

r . 163 "Am Regnit" der Stadt lesel 

er 

_0_ 

ö __ • uslegung des Planent wurfs sind versch. Bedenken und 
or e- racht worden. Der Ra t der Stadt Wesel beschloß am 

enden Anregungen zu entsprechen nd den Planent~rur ent ­
ändern : 

1. 5 e nu g der Bauzonen durch Verl egen der Baugrenzen nach Osten und 
e b:s ~u einem Abstand von 3,0 m zu den Grenzen der Grundstücke 


in de~ Geoarkung esel , Flur 61 , Flurstücke 30 , 104, 106, 127 un d 129 . 


2 . es~set ung einer begrünten Schutzwand von 2 , 0 m Höhe au f Abschni tten 
de_ 	 e6- renzen der Flurst ücke 10 3 und 104 in der Flur 61 der Gema rkung 

e6e_ ~ur neuen Erschließungsstraße hin. 

}li' der· derung zu 1 ) soll den ansässi gen Gewerbebetri eben Erweiterungs­
mögE.chkei ten gegeben v/erden . 

Die ~rg~nzung zu 2) dient dem Schutz vor I mmi s sionen , die von der gepl n t en 
stra e ausgehen . Die Kos t en werden durch die Erschli eßungsvereinbarung ab­
gedec:- (siehe Punkt 12 der Begründung) . 

Den ... rigen Bedenken und Anregungen kann na ch Abwägung der öffentlichen und 
priva.:en Belange gegenei nander und untereinander nicht entsprochen ",erden. 
Der P_anentwurf vlir d also ni cht wei t er geändert oder ergänzt 

Im Ü r~gen gilt i e Entwürfsbegriindung a l s Entscheidungsbegründung 
gem. 9 (8) BauGB . Hinsi chtli ch der fonderungen und Ergänzungen des P l an ­
entw ,.,~s ist das Beteiligungs erf ahren gem . § 3 (3) Sa t z. 2 BauGB durch­
geführt worden . Es ergab 

Hese , den 1 . Härz 1990 	 TADTPLANUNGSAMT WESEL 

) I/v~ (--r/!tcJ 
(Hasi bether) 

So beschlossen vom Rat der Stadt Wesel i n der Sit zung am 20. März 1990 


